
Auszug aus dem NÖ Hundehaltegesetz 
 

§ 1 

 Allgemeine Anforderungen für das Halten von Hunden 

 (1)  Wer einen Hund hält, muss die dafür erforderliche Eignung aufweisen und hat das Tier in einer Weise zu 
führen und zu verwahren, dass Menschen und Tiere nicht gefährdet oder unzumutbar belästigt werden können. 
 

 (2)  Ein Hund darf ohne Aufsicht nur auf Grundstücken oder in sonstigen Objekten verwahrt werden, deren 
Einfriedungen so hergestellt und instand gehalten sind, dass das Tier das Grundstück aus eigenem Antrieb nicht 
verlassen kann. 

 

§ 2 

 Hunde mit erhöhtem 

 Gefährdungspotential 

 (1)  Hunde mit erhöhtem Gefährdungspotential sind Hunde, bei denen auf Grund ihrer wesensmäßig typischen 
Verhaltensweise, Zucht oder Ausbildung eine gesteigerte Aggressivität und Gefährlichkeit gegenüber Menschen 
und Tieren vermutet wird. 
 

 (2)  Bei Hunden folgender Rassen oder Kreuzungen sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen 
Hunden wird ein erhöhtes Gefährdungspotential stets vermutet: 
 

     *  Bullterrier 
 

     *  American Staffordshire Terrier 
 

     *  Staffordshire Bullterrier 
 

     *  Dogo Argentino 
 

     *  Pit-Bull 
 

     *  Bandog 
 

     *  Rottweiler 
 

     *  Tosa Inu 
 

 (3)  Die Landesregierung kann durch Verordnung weitere Rassen oder Kreuzungen von Hunden bestimmen, bei 
denen aufgrund ihrer wesensmäßig typischen Verhaltensweise, Zucht oder Ausbildung eine gesteigerte 
Aggressivität und Gefährlichkeit gegenüber Menschen und Tieren vermutet wird. 
 

 (4)  Bestehen bei Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden Zweifel, ob der Hund unter die obigen 
Bestimmung fällt, hat der Hundehalter ein Sachverständigen-Gutachten vorzulegen, aus dem unter 
Zugrundelegung von Zuordnungskriterien wie Erscheinungsbild, Wesen, Bewegungsablauf hervor zu gehen hat, 
dass der Hund nicht unter die obigen Bestimmungen fällt. 
 
 

§ 3 

 Auffällige Hunde 

 (1)  Auffällig ist ein Hund, bei dem auf Grund folgender Tatsachen von einer Gefährlichkeit auszugehen ist: 
 

 1. Der Hund hat einen Menschen oder ein Tier durch Biss schwer verletzt, ohne selbst angegriffen, oder 
dazu provoziert worden zu sein, oder 

 

 2. der Hund wurde zum ausschließlichen oder überwiegenden Zweck der Steigerung seiner Aggressivität 
gezüchtet oder abgerichtet. 



 

§ 8 

 Führen von Hunden 

 (1)  Der Halter oder die Halterin eines Hundes darf den Hund nur solchen Personen zum Führen oder zum 
Verwahren überlassen, die die dafür erforderliche Eignung, insbesondere in körperlicher Hinsicht, und die 
notwendige Erfahrung aufweisen. 
 

 (2)  Wer einen Hund führt, muss die Exkremente des Hundes, welche dieser an öffentlichen Orten im 
Ortsbereich, das ist ein baulich oder funktional zusammenhängender Teil eines Siedlungsgebietes, sowie in 
öffentlichen Verkehrsmitteln, Schulen, Kinderbetreuungseinrichtungen, Parkanlagen, Einkaufszentren, Freizeit- 
und Vergnügungsparks, Stiegenhäusern und Zugängen zu Mehrfamilienhäusern und in gemeinschaftlich 
genutzten Teilen von Wohnhausanlagen hinterlassen hat, unverzüglich beseitigen und entsorgen. 
 

 (3)  An den in Abs. 2 genannten Orten müssen Hunde an der Leine oder mit Maulkorb geführt werden. 
 

 (4)  Hunde gemäß § 2 und § 3 sind an den in Abs. 2 genannten Orten immer mit Maulkorb und Leine zu führen. 
 

 (5)  Während der Ausbildung, des Trainings oder der bestimmungsgemäßen Verwendung sind Dienst-, Jagd-, 
Hirten-, Hüte-, Herdenschutz-, Wach-, Rettungs-, Behindertenbegleit- und Therapiehunde von der Maulkorb- 
oder Leinenpflicht ausgenommen. 

§ 10 

 Verwaltungsübertretungen 

 (1)  Eine Verwaltungsübertretung begeht, wer 
 

  1. gegen die Bestimmungen des § 1 verstößt, 

9. gegen die Bestimmungen des § 8 Abs. 1 bis 3 verstößt, 
10. gegen die Bestimmung des § 8 Abs. 4 verstößt 

(2)  Verwaltungsübertretungen sind, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte 
fallenden strafbaren Handlung bildet, von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu € 10.000,– 
und im Fall der Uneinbringlichkeit mit einer Ersatzfreiheitsstrafe bis zu 4 Wochen, im Falle einer Bestrafung 
gemäß Abs. 1 Z. 2, 3, 9 und 11 mit einer Geldstrafe bis zu € 7.000,– und im Fall der Uneinbringlichkeit mit einer 
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu 3 Wochen zu bestrafen. 

 

 

 


